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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Änderung des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2007 

§ 103. … § 103. … 
 1. bis 8a. …  1. bis 8a. … 
  8b. (zu § 76 Abs. 3): 

Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, im Finanzjahr 2016 an die 
Anlegerentschädigung von Wertpapierfirmen GmbH (AeW) einen Beitrag in 
Form einer Zahlung in Höhe von bis zu 148.400.362,-- Euro (in Worten: 
einhundertachtundvierzig-
millionenvierhunderttausenddreihundertzweiundsechzig Euro) zu leisten, die 
ausschließlich dem Zweck dient, die AeW in die Lage zu versetzen, in dem 
zufolge der Insolvenzen der AvW Invest AG zu 41 S 64/10z des Landesgerichtes 
Klagenfurt und der AvW Gruppe AG zu 41 S 65/10x des Landesgerichtes 
Klagenfurt eingetretenen Entschädigungsfall berechtigte Anlegerforderungen 
gegen die AeW gemäß den §§ 75ff. zu befriedigen. Die näheren Voraussetzungen 
und Bedingungen für die Leistung des Beitrags sind in einer Vereinbarung 
zwischen dem Bund und der AeW zu regeln. In dieser Vereinbarung ist 
insbesondere vorzusehen, dass die AeW auf sie aufgrund der 
Entschädigungsleistungen übergangene Ansprüche der Anleger gegen Dritte in 
einem der Zahlung des Bundes entsprechenden Ausmaß an den Bund abtritt. 
Weiters sind in der Vereinbarung Kontrollrechte des Bundes und 
Nachweispflichten der AeW in Bezug auf die Mittelaufbringung für die 
Entschädigungsleistungen und die widmungsgemäße Verwendung des Beitrags 
des Bundes vorzusehen. Die zur Durchführung dieser Bestimmung 
erforderlichen Rechtsgeschäfte, Schriften und Amtshandlungen sind von den 
bundesgesetzlich geregelten Abgaben und den Bundesverwaltungsabgaben 
sowie den im Gerichtsgebührengesetz, BGBl. Nr. 501/1984, geregelten Gerichts- 
und Justizverwaltungsgebühren befreit. 

 9. und 10. …  9. und 10. … 
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